
 
Antrag  
der Landesregierung 
betreffend Finanzplan des Landes Hessen 
für die Jahre 2003 bis 2007 
 
 
 
Die Landesregierung hat am 20. Oktober 2003 den Finanzplan des Landes 
Hessen für die Jahre 2003 bis 2007 beschlossen. Nach § 31 Abs. 2 der Hes-
sischen Landeshaushaltsordnung wird hiermit der Finanzplan dem Hessi-
schen Landtag zur Kenntnis vorgelegt. 
 
 
Begründung: 

Nach § 31 Abs. 1 der Hessischen Landeshaushaltsordnung in Verbindung 
mit  § 50 Haushaltsgrundsätzegesetz sowie §§ 9 und 14 Stabilitäts- und 
Wachstumsgesetz ist es Aufgabe des Ministers der Finanzen, einen Finanz-
plan für fünf Jahre aufzustellen und jährlich fortzuschreiben. Darin ist offen 
zu legen, wie sich die Finanzwirtschaft des Landes im mittelfristigen Zeit-
raum weiter entwickelt und in die gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingun-
gen einpasst. 
 
Der Finanzplan ist von der Landesregierung zu beschließen und dem Hessi-
schen Landtag zur Kenntnis vorzulegen. Die Unterrichtung des Landtags soll 
zusammen mit der Ersten Lesung des Entwurfs des Haushaltsgesetzes 2004 
erfolgen. 
 
Zur Begründung im Einzelnen wird auf die Erläuterungen und Übersichten 
im Finanzplan verwiesen. 
 
Wiesbaden, 20. Oktober 2003 
 
Der Hessische Ministerpräsident Der Hessische Minister der Finanzen 
Koch Weimar 
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I. Wirtschaftliches und finanzpolitisches Umfeld der Finanzplanung 2003 bis 
2007 

 

1. Wirtschaftliche Rahmendaten der Finanzplanung 

a) Gesamtwirtschaftliche Ausgangslage 

Rückblick 
auf 2002 

 Nachdem das Wachstum des realen Bruttoinlandsprodukts (BIP) im Jahr 

2001 lediglich 0,6 v.H. betrug, blieb eine wirtschaftliche Belebung mit einer 

Veränderung des BIP von 0,2 v.H. auch im Jahr 2002 aus. Diese unbefrie-

digende konjunkturelle Entwicklung, die im Wesentlichen durch eine schwa-

che Binnennachfrage verursacht wurde, führte zu einem deutlichen Anstieg 

der Arbeitslosigkeit von 3,85 Mio. Personen in 2001 auf 4,06 Mio. Personen. 

Gleichzeitig sank die Zahl der Erwerbstätigen um 230.000 auf einen Jah-

resdurchschnitt von 38,69 Mio.  

Konjunktur-
verlauf in 
2003  

 

 

 

 Für das Jahr 2003 zeichnet sich eine Fortsetzung der konjunkturellen 

Schwäche ab. Obwohl die Ende 2002 erstellten Prognosen für das Jahr 

2003 von einer (verhaltenen) wirtschaftlichen Belebung ausgingen (erwarte-

ter Zuwachs: +1½ v.H.) und zudem im Jahresverlauf bereits deutlich redu-

ziert wurden - im Februar des Jahres 2002 erwartete die Bundesregierung 

für das Jahr 2003 noch ein Wachstum von 2,9 v.H. (!) - hat der tatsächliche 

Konjunkturverlauf diese Erwartungen erneut nicht bestätigen können.  

Deutschland 
befindet sich 
in nachhalti-
ger Stagna-
tion 

 Deutschland befindet sich damit in einer nachhaltigen Stagnation und er-

weist sich zunehmend als Hemmschuh der wirtschaftlichen Dynamik im 

Euro-Raum. Immer deutlicher tritt zu Tage, dass Deutschland nicht nur un-

ter einer konjunkturellen, sondern zugleich auch unter einer strukturellen 

Krise leidet. Zur Überwindung der Krise sind daher umfassende strukturelle 

Reformen - insbesondere auf dem Arbeitsmarkt und im Bereich der Sozial-

versicherungssysteme - unvermeidlich.   

2003 kein 
Wirtschafts-
wachstum  

 

 Im ersten Halbjahr 2003 sank das BIP kalenderbereinigt um 0,1 v.H. Gleich-

zeitig setzte sich der negative Trend bei den Erwerbstätigenzahlen sowie 

der Arbeitslosigkeit beschleunigt fort: Im Jahresdurchschnitt muss ein Rück-

gang der Beschäftigtenzahl um 450.000 auf nur noch rd. 38,2 Mio. sowie ein 

Anstieg der Arbeitslosenzahlen um rund 400.000 auf 4½ Mio. befürchtet 

werden. Besonders besorgniserregend ist in diesem Zusammenhang, dass 

die negative Entwicklung mittlerweile auch die Dienstleistungsbranchen er-
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fasst hat, die in den 90er Jahren als Beschäftigungsmotor fungierten.  

Damit wird deutlich, dass die von der Bundesregierung verabschiedeten 

Arbeitsmarktreformen bisher nicht die gewünschte Wirkung gezeigt haben. 

Insbesondere die Ergebnisse der Personal-Service-Agenturen blieben weit 

hinter den ursprünglichen Erwartungen zurück.  

Auch wenn mittlerweile einige Frühindikatoren erste Anzeichen für eine 

mögliche wirtschaftliche Belebung im zweiten Halbjahr 2003 liefern, wird 

sich das von der Bundesregierung im Rahmen der Mai-Steuerschätzung 

zugrundegelegte Wachstum des BIP in Höhe von ¾ v.H. für das Gesamtjahr 

2003 nach übereinstimmender Meinung von Wirtschaftsforschungsinstitu-

ten, Bundesbank und internationaler Finanzinstitutionen nicht mehr errei-

chen lassen. Damit setzen sich auch in diesem Jahr die seit drei Jahren 

vorherrschenden rezessiven und stagnativen Tendenzen fort, die lediglich 

durch zeitlich begrenzte und verhaltene Erholungsphasen unterbrochen 

werden. 

Ursachen für 
die Krise 

 Ursächlich für diese enttäuschende wirtschaftliche Entwicklung ist zum ei-

nen die erneut schwache Binnennachfrage. Hier wirken sich insbesondere 

die durch den Anstieg der Arbeitslosigkeit sowie durch die Erhöhung von 

Steuern und Sozialabgaben verursachten ungünstigen Einkommensper-

spektiven der Konsumenten sowie die große Unsicherheit bei den Investo-

ren über den weiteren Konjunkturverlauf negativ aus. Zum anderen kann 

der Außenhandel, der sich im Jahr 2002 noch als konjunkturelle Stütze er-

wiesen hatte, in 2003 keinen Beitrag zur Belebung des Wirtschaftswachs-

tums leisten. Maßgeblich hierfür waren die nur schleppende Erholung der 

Weltwirtschaft, insbesondere im Euro-Raum sowie die deutliche Aufwertung 

des Euros im Vergleich zum Dollar, die die preisliche Wettbewerbsfähigkeit 

der deutschen Unternehmen reduzierte.  

Prognose für 
2004  

 Für das Jahr 2004 deuten die BIP-Prognosen, die sich im Wesentlichen in 

einem Korridor von 1½ v.H. bis 2 v.H. bewegen, auf eine wirtschaftliche 

Belebung hin. Dabei muss jedoch berücksichtigt werden, dass allein ½ v.H. 

des erwarteten Wachstums auf eine ungewöhnlich hohe Zahl an Arbeitsta-

gen entfällt (sog. Kalendereffekt). Von einem nachhaltigen und dauerhaften 

Aufschwung kann unter diesen Umständen - auch angesichts nach wie vor 

bestehender Risiken (u.a. konjunkturelle Entwicklung in den USA, Gefahr 

weiterer Terroranschläge, Entwicklung des Euro-Wechselkurses) - noch 

nicht gesprochen werden. Der Arbeitsmarkt wird aller Voraussicht nach von 
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einer konjunkturellen Erholung erst allmählich profitieren. Daher droht für 

das Jahr 2004 eine weitere Erhöhung der Arbeitslosenzahlen sowie ein An-

stieg der Arbeitslosenquote auf nahezu 11 v.H. und damit auf den höchsten 

Stand seit der Wiedervereinigung.  

 

b) Die wirtschaftliche Lage in Hessen  

Rückblick 
auf 2002 

 

 

 

 

 

 Die Entwicklung der hessischen Wirtschaft blieb - wie in Gesamtdeutsch-

land - hinter den ursprünglichen Erwartungen zurück. Anders als im Jahr 

2001, als Hessen dem bundesweiten Abwärtstrend noch trotzen konnte, 

haben das Fortdauern der wirtschaftlichen Schwächephase sowie das Auf-

treten von aus hessischer Sicht besonders negativer Sonderfaktoren (Krise 

an den Aktienmärkten, Beeinträchtigung des Luftverkehrs durch die Terror-

anschläge) zu einer spürbaren Reduzierung der wirtschaftlichen Dynamik 

geführt.  

Hessen 
behauptet 
Wachstum
svorsprung 

 

 Mit einem Wachstum des realen BIP von 0,4 v.H. konnte Hessen seinen 

Wachstumsvorsprung im Vergleich zum Bundesdurchschnitt (+ 0,2 v.H.) 

allerdings behaupten. Die Arbeitslosenquote erhöhte sich zwar von 7,4 v.H. 

auf 7,8 v.H., lag damit jedoch nach wie vor deutlich unter der Arbeitslosen-

quote der westdeutschen Länder von 8,7 v.H. sowie weit unter dem Bun-

desdurchschnitt von 10,8 v.H. Aufgrund der anhaltenden Wachstums-

schwäche konnte sich der positive hessische Trend bei der Zahl der Er-

werbstätigen jedoch nicht fortsetzen. 

Hessens 
Arbeits-
produktivi-
tät ist Spit-
ze 

 Bei der Arbeitsproduktivität, die das Verhältnis von realem BIP zur Zahl der 

Erwerbstätigen wiedergibt und damit als ein Indikator für die Leistungsfähig-

keit einer Volkswirtschaft interpretiert werden kann, belegt Hessen erneut 

den Spitzenplatz unter den Flächenländern. Mit 61.300 Euro erwirtschafte-

ten die hessischen Erwerbstätigen rd. 10.000 Euro bzw. 19,5 v.H. mehr als 

der Bundesdurchschnitt (vgl. hierzu Abbildung 1). 

Die hessi-
sche Wirt-
schaft im 
Jahr 2003 

 

 Im Gegensatz zur Entwicklung im Bundesgebiet erreichte die hessische 

Wirtschaft im ersten Halbjahr 2003 mit einem Wert von + 0,1 v.H. noch ein 

leichtes Wachstum. Positiv wirkt sich hierbei insbesondere die Entwicklung 

im Verarbeitenden Gewerbe aus, in dem die reale Bruttowertschöpfung um 

1,8 v.H. zulegen konnte. Hessen weist damit unter den westdeutschen Flä-

chenländern den höchsten Wert aus. Diesem positiven Effekt stehen jedoch 

rezessive Tendenzen insbesondere in der Bauwirtschaft - die in Hessen 
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noch vergleichsweise moderat ausfallen - gegenüber. Verschärfend wirkt 

sich aus, dass im Gegensatz zu früheren Perioden der Dienstleistungssek-

tor als Wachstumsmotor zunehmend ausfällt. Vor diesem Hintergrund bleibt 

abzuwarten, ob das noch im Juni vom Statistischen Landesamt prognosti-

zierte Wachstum für das Gesamtjahr 2003 von etwas unter einem Prozent 

tatsächlich erreicht wird.  

 

Abbildung 1: Die Entwicklung des Bruttoinlandsprodukts je Erwerbstätigen 
1992 bis 2002 (in Euro) 

Quelle: Hessisches Statistisches Landesamt 2003 sowie eigene Darstellung 

c) Prognose der wirtschaftlichen Entwicklung im Finanzplanungszeitraum 

Gesamtwirt-
schaftliche 
Projektion 
der Bundes-
regierung 

 

 Ausgangspunkt der Finanzplanung ist die gesamtwirtschaftliche Projektion 

der Bundesregierung für den Zeitraum 2003 bis 2007, auf deren Basis der 

Arbeitskreis Steuerschätzung im Mai 2003 die Steuereinnahmen für den 

Finanzplanungszeitraum ermittelt hat. Die Bundesregierung geht dabei da-

von aus, dass sich die gesamtwirtschaftliche Erholung, die bereits in der 

zweiten Hälfte dieses Jahres eintritt, auch in 2004 fortsetzt und an Breite 

gewinnen wird. Zudem beurteilt sie auch die mittelfristigen Wachstumsper-

spektiven äußerst optimistisch.  
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  Die Bundesregierung unterstellt für den Durchschnitt der Jahre 2002 bis 

2007, dass das BIP jährlich um rd. 3 v.H. nominal und um rd. 2 v.H. real 

zunimmt. Im Einzelnen geht sie dabei von einem BIP-Zuwachs von rund 

2 v.H. nominal bzw. ¾ v.H. real für das Jahr 2003, von rund 3 v.H. bzw. 

2 v.H. im Jahr 2004 und von durchschnittlich 3½ v.H. bzw. 2¼ v.H. für die 

Jahre 2005 bis 2007 aus (vgl. hierzu auch Tabelle 1). Zudem erwartet sie 

eine deutliche Ausweitung der Erwerbstätigenzahlen (+ ½ v.H. p.a.). Da 

auch eine Zunahme des Erwerbspersonenangebots erwartet wird, sinkt die 

Arbeitslosigkeit im Planungszeitraum voraussichtlich nicht in dem Maße, wie 

die Beschäftigung steigt. 

 

Tabelle 1: Die Eckwerte der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 2002 bis 
2007 nach der Projektion der Bundesregierung (in v.H.) 

 2002 2003 2004 2002 -2007 
(durchschn.) 

Privater Verbrauch  0,8 2 2½   3 
Staatsverbrauch 2,4 1½  1½ 1½ 
Anlageinvestitionen -6,9 0 2 3 
Inlandsnachfrage -0,4 1½ 2½ 3 
Außenbeitrag (in Mrd. 
Euro) 

83,0 96 106 . 

BIPnominal 1,8 2 3 3 
BIPreal 0,2 ¾ 2 2 
Bruttolohn- und Gehalts-
summe 

0,7 1 2 2½ 

Unternehmens- und Ver-
mögenseinkommen 

5,1 4 6 4 

 

Hessen un-
terstellt vor-
sichtigere  
Wachstums-
prognose 

 Das Szenario der Bundesregierung wird allerdings durch die aktuelle wirt-

schaftliche Entwicklung in Frage gestellt. Insbesondere die Wachstumsan-

nahmen für 2003 und 2004 dürften sich als nur schwer erreichbar erweisen. 

Deshalb hat sich die Landesregierung auch vor dem Hintergrund, dass sich 

die Prognosen der Bundesregierung in den vergangenen Jahren immer 

wieder als überhöht erwiesen haben und nach unten korrigiert werden 

mussten, dazu entschlossen, als Basis für den Haushalt 2004 und die Fi-

nanzplanung 2003 bis 2007 mit Veränderungsraten von 0,375 v.H. im Jahr 

2003 und 1 v.H. im Jahr 2004 vorsichtigere Wachstumsannahmen zugrunde 

zu legen. Sie trifft damit Vorkehrungen für den Fall, dass sich die optimisti-
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schen Wachstumsprognosen insbesondere für das Jahr 2004 erneut nicht 

bestätigen.  

Strukturelle 
Reformen 
erforderlich 

 Die deutsche Volkswirtschaft wird nur dann auf den unterstellten und aus 

fiskalischer sowie beschäftigungspolitischer Sicht dringend erforderlichen 

höheren Wachstumspfad einschwenken können, wenn durch umfassende 

Reformen die bestehenden strukturellen Probleme gelöst werden, die sich 

insbesondere in einem überregulierten Arbeitsmarkt, den ungelösten demo-

grafischen Problemen der Sozialversicherungssysteme sowie in einer ineffi-

zienten Ausgestaltung von Transferleistungssystemen offenbaren. 

Die hessische Landesregierung leistet im Rahmen der geplanten Zusam-

menführung von Arbeitslosen- und Sozialhilfe mit der Erarbeitung des Exis-

tenzgrundlagengesetzes (EGG) einen zielführenden Beitrag zur Verbesse-

rung der Effizienz der Transferleistungssysteme sowie der Implementierung 

eines bisher nicht vorhandenen Niedriglohnsektors.  

 

2. Finanzpolitische Rahmendaten 

a) Die Entwicklung des öffentlichen Gesamthaushalts 

Öffentliche 
Haushalte 
leiden unter 
ökonomi-
scher Krise 

 Die Entwicklung der öffentlichen Haushalte wird durch die lang anhaltende 

ökonomische Schwächephase dominiert: Im Zuge der immer wieder not-

wendig werdenden Korrekturen der Wachstumseinschätzungen müssen die 

Gebietskörperschaften zunehmend größere Steuerausfälle verkraften. In 

Verbindung mit den Auswirkungen der verfehlten steuerpolitischen Wei-

chenstellungen der vergangenen Jahre, die insbesondere zu einem drama-

tischen Einbruch der Körperschaftsteuer geführt haben, sehen sich Bund, 

Länder und Gemeinden einer bisher nicht für möglich gehaltenen Erosion 

der staatlichen Einnahmenbasis gegenüber.  

Steuerein-
nahmen 
brechen ein 

 Allein für das Jahr 2003 ergeben sich für den öffentlichen Gesamthaus-

haushalt im Vergleich zur Steuerschätzung vom November 2002 Steueraus-

fälle von voraussichtlich 10 Mrd. Euro. Gegenüber der Steuerschätzung 

vom Mai 2000 belaufen sich die Mindereinnahmen im Jahr 2003 sogar auf 

60 Mrd. Euro (vgl. Abbildung 2). Nach derzeitiger Einschätzung ergeben 

sich allerdings noch weitere Ausfälle von voraussichtlich 3 Mrd. Euro. Mit ei-
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  nem Volumen von voraussichtlich 447 Mrd. Euro sind die gesamtstaatlichen 

Steuereinnahmen mittlerweile hinter das Niveau des Jahres 1999 zurückge-

fallen. 

 

Abbildung 2: Die Abweichung bei den Steuereinnahmen des öffentlichen Ge-
samthaushaltes für das Jahr 2003 auf Basis der Mai-
Steuerschätzung 2000 
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Stagnation 
hat Anstieg 
der Finan-
zierungsde-
fizite und ... 

 

 

 

 

 

 

 

 

 Auf die nunmehr seit drei Jahren andauernde Stagnation sowie die sich von 

Steuerschätzung zu Steuerschätzung vergrößernden Einnahmenausfälle 

haben die öffentlichen Gebietskörperschaften – bei gleichzeitiger  Begren-

zung des Ausgabenwachstums – mit einer deutlichen Erhöhung der Netto-

kreditaufnahme reagieren müssen.  

Dies hat zu einem dramatischen Anstieg der Verschuldung des öffentlichen 

Gesamthaushaltes geführt (vgl. hierzu Abbildung 3). Lag das öffentliche 

Finanzierungsdefizit im Jahr 2000 noch bei 34 Mrd. Euro, ist es im Jahre 

2001 auf 47 Mrd. Euro angewachsen und im Jahre 2002 auf 57 Mrd. Euro 

gestiegen. Für das aktuelle Jahr wurde auf Basis der Datengrundlage des 

Finanzplanungsrates vom Juli 2003 ein Defizit von 67 Mrd. Euro ermittelt. 

Angesichts der Fortdauer der negativen wirtschaftlichen Entwicklung muss 

jedoch mit einer weiteren Verschlechterung des Finanzierungsdefizits auf 
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 voraussichtlich mehr als 80 Mrd. Euro gerechnet werden. Damit würde der 

vereinigungsbedingte Rekordwert des Jahres 1993 in Höhe von 70,5 Mrd. 

Euro in erheblichem Umfang überschritten. 

... des Schul-
denstands 
zur Folge 

 Der Schuldenberg der öffentlichen Haushalte hat sich durch diese negative 

Entwicklung weiter erhöht. Betrug der Schuldenstand 1993 noch rund 765 

Mrd. Euro, stieg er in den letzten zehn Jahren um mehr als 70 v.H. an und 

wird mit voraussichtlich rund 1,33 Billionen Euro im Jahr 2003 einen neuen 

Höchststand markieren. 

 

Abbildung 3: Die Entwicklung von Finanzierungsdefizit und Schuldenstand der 
öffentlichen Gebietskörperschaften 1993 bis 2003 
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Schuldenstand
Finanzierungsdefizit

 

Defizitkrite-
rien nach 
2002 in 2003 
erneut ver-
fehlt  

 Aufgrund des weiteren Anstiegs der Verschuldung der Gebietskörperschaf-

ten sowie eines in dieser Höhe nicht gekannten Defizits von bis zu 10 Mrd. 

Euro im Bereich der Sozialversicherungssysteme wird Deutschland nach 

2002 auch in 2003 die Stabilitätskriterien des Maastricht-Vertrages nicht 

einhalten können.  

  Beim Defizit wird die Grenze von 3 v.H. des Bruttoinlandsproduktes mit vor-

aussichtlich rund 4 v.H. wiederum deutlich überschritten und sich noch ober-

halb des Niveaus des Jahres 2002 (3,6 v.H.) bewegen. Beim Schul-

denstandskriterium dürfte sich Deutschland 2003 vom zulässigen Höchst-
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wert von 60 v.H. des BIP mit voraussichtlich 64 v.H. weiter entfernen 

(2002: 60,8 v.H.). 

Auch 2004 
droht Über-
schreitung 

 Auch für das Jahr 2004 muss davon ausgegangen werden, dass die Defizit-

grenzen erneut überschritten werden. So rechnet der Internationale Wäh-

rungsfonds (IWF), der von einer Quote von 3,9 v.H. ausgeht, ebenso mit 

einer Verletzung des Neuverschuldungskriteriums wie die Wirtschaftsfor-

schungsinstitute. Beim Schuldenstand geht das DIW von einem weiteren 

Anstieg auf rund 67,1 v.H. aus. 

Bund für 
Zielverfeh-
lung verant-
wortlich 

 Damit erhöht sich die Gefahr, dass die EU Strafzahlungen gegen Deutsch-

land aufgrund der Nichteinhaltung der Maastricht-Kriterien im Jahr 2002 

verhängt. Angesichts der komplizierten Ausgestaltung des Strafverfahrens 

erscheint ein solches Szenario derzeit jedoch (noch) wenig wahrscheinlich.  

Im Übrigen ist darauf hinzuweisen, dass - ausgehend von der in der Son-

dersitzung des Finanzplanungsrates am 21. März 2002 vereinbarten Defi-

zitaufteilung zwischen Bund und Ländern1 - allein der Bund die Verantwor-

tung für die Überschreitung der Defizithöchstgrenze im Jahr 2002 und damit 

für das Auslösen des Verfahrens trägt.  

 

b) Die Finanzpolitik des Bundes 

Der Bundes-
haushalt 
2003 

 Der im März 2003 verabschiedete Bundeshaushalt für das Jahr 2003 sah 

bei Ausgaben in Höhe von 248 Mrd. Euro und Einnahmen von 228½ Mrd. 

eine Nettokreditaufnahme in Höhe von rund 19 Mrd. Euro vor.  

Mittlerweile hat sich dieser Haushalt jedoch als Makulatur erwiesen. Bereits 

in der Sitzung des Finanzplanungsrates am 02.07.2003 musste die Bundes-

regierung einräumen, dass sich die Nettokreditaufnahme von ursprünglich 

geplanten 19 Mrd. Euro auf voraussichtlich 35 Mrd. Euro erhöhen wird, weil 

zum einen ein Anstieg der – im ursprünglichen Haushalt 2003 deutlich zu 

niedrig veranschlagten – Ausgaben für den Arbeitsmarkt in Höhe von rd. 

9 Mrd. Euro sowie zum anderen insbesondere konjunkturbedingte Steuer-

                                            
1  Diese sieht vor, dass von dem zulässigen gesamtstaatlichen Defizit in Höhe 3 v.H. auf die Län-

der (einschließlich Gemeinden) 55 v.H. ( = 1,65 v.H. des BIP) und auf den Bund (einschließlich 
Sozialversicherungen) 45 v.H. ( = 1,35 v.H.) entfallen. Nach den letzten Berechnungen haben 
die Länder den ihnen zur Verfügung stehenden Verschuldungsspielraum nicht vollständig aus-
genutzt, während der Bund seine Defizitgrenze deutlich überschritten hat.  
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mindereinnahmen in Höhe von 7 Mrd. Euro den Haushalt zusätzlich be-

lasten . 

  Da sich das von der Bundesregierung für das Jahr 2003 unterstellte Wirt-

schaftswachstum von ¾ v.H. voraussichtlich nicht einstellen und es zudem  

zu keiner Entlastung des Arbeitsmarkts kommen wird, dürfte sich die bereits 

eingeräumte Erhöhung der Nettokreditaufnahme immer noch als zu niedrig 

erweisen. Aus heutiger Sicht ist mit einem Anstieg auf knapp 42 Mrd. Euro 

zu rechnen. Durch die zusätzliche Kreditaufnahme wird die Summe der im 

Bundeshaushalt veranschlagten Investitionen in Höhe von 26,7 Mrd. Euro 

deutlich überschritten. Die Bundesregierung muss daher nach 2002 auch für 

das Jahr 2003 eine Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts im 

Sinne des Art. 115 Abs. 1 GG feststellen. 

Der Bundes-
haushalt 
2004 ...  

 Der Entwurf des Bundes für den Haushalt 2004 weist – unter Berücksichti-

gung des geplanten Vorziehens der dritten Stufe der Steuerreform 2000 auf 

das Jahr 2004 sowie des Haushaltsstabilisierungskonzepts 2004 – eine 

Nettokreditaufnahme von 30,8 Mrd. Euro aus. Die Nettoneuverschuldung 

wird damit auch im nächsten Jahr deutlich über der Summe der geplanten 

Investitionen in Höhe von 24,8 Mrd. Euro liegen. Anders als im Jahr 2003 

rechtfertigt der Bund den Verstoß gegen die verfassungsrechtliche Regel-

grenze der Verschuldung jedoch nicht mit einer bestehenden Störung des 

gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts, sondern mit der Abwehr einer dro-

henden Störung. In Anbetracht des von der Bundesregierung erwarteten 

Wachstums von 2 v.H. in 2004 erscheint diese Argumentation jedoch wenig 

überzeugungskräftig. 

 

Tabelle 2: Nettokreditaufnahme und Investitionen des Bundes (in Mrd. Euro) 

 Ist 2002 Soll 2003 Vollzug 2003 Entwurf 2004 

Nettokreditaufnahme 31,9 18,9 421) 30,8 

Investitionen 24,1 26,7 26,7 24,8 
1) Schätzung  

 

... und die 
mittelfristi-
ge Finanz-

 Für die Jahre ab 2005 sieht die mittelfristige Finanzplanung des Bundes,  

die auf der bereits dargestellten gesamtwirtschaftlichen Projektion basiert, 

die Einhaltung der verfassungsrechtlichen Regelgrenze für die Neuver-
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planung schuldung sowie eine deutliche Rückführung der Nettokreditaufnahme auf 

10 Mrd. Euro am Ende des Finanzplanungszeitraums vor. Im Gegensatz 

zum Finanzplan 2002 bis 2006, in dem der Bund einen – realistischerweise 

nicht erreichbaren – ausgeglichenen Haushalt am Ende des Finanzpla-

nungszeitraums unterstellte, hat er im neuen Finanzplan auf den Ausweis 

eines in Anbetracht der bestehenden Finanzkrise vollkommen realitätsfrem-

den Ziels verzichtet.  

Haushalt 
2004 und Fi-
nanzplanung 
weisen erhe-
bliche Risi-
ken auf, ...  

 Der Bundeshaushalt 2004 sowie die mittelfristige Finanzplanung 2003 bis 

2007 sind in erheblichem Maße risikobehaftet, weil sich zum einen die im 

Bundeshaushalt unterstellte Wachstumserwartung von 2 v.H. als deutlich zu 

optimistisch herausstellen dürfte. Zum anderen berücksichtigt der Bund auf 

Basis des „Haushaltstabilisierungskonzept 2004“ Mehreinnahmen und Min-

derausgaben, deren vollständige Realisierung aus sachlichen oder politi-

schen Gründen fraglich ist.     

... die zu 
einem weite-
ren Anstieg 
der Ver-
schuldung 
führen kön-
nen.  

 All dies führt dazu, dass allein im Bundeshaushalt 2004 bezüglich der Net-

tokreditaufnahme in Höhe von 30,8 Mrd. Euro finanzielle Risiken in einer 

Größenordnung von bis zu 18 Mrd. Euro bestehen. Auch in den Finanzpla-

nungsjahren 2005 bis 2007 muss mit erheblichen Mehrbelastungen von bis 

zu 15 Mrd. Euro jährlich gerechnet werden.  

Hierin sind allerdings nicht die Entlastungen für den Bund enthalten, die sich 

auf Basis der Koch/Steinbrück-Initiative zum Subventionsabbau ergeben. 

Werden die hieraus resultierenden Effekte in vollem Umfang eingerechnet, 

dann könnten sich für den Bund nach überschlägigen Berechnungen in 

2004 Entlastungen in Höhe von 1,7 Mrd. Euro ergeben, die sich in den fol-

genden Jahren auf bis zu 4 Mrd. Euro erhöhen. Die Risiken für den Bun-

deshaushalt würden sich dementsprechend reduzieren. 

 

c) Exkurs: Die Koch/Steinbrück – Initiative zum Subventionsabbau 

Subventi-
onsabbau 
als Beitrag 
für eine 
nachhaltige 

 Die Ministerpräsidenten der Bundesländer Hessen und Nordrhein-

Westfalen, Koch und Steinbrück, haben mit ihrer Initiative2 in einer sehr 

schwierigen finanzpolitischen Lage einen Beitrag zum systematischen Ab-

bau von Subventionen vorgelegt. Dabei wurde die Bemessungsgrundlage 

                                            
2  Ausführliche Informationen hierzu sowie zum Subventionsabbau allgemein finden sich im Inter-

net unter www.hessen.de 
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Finanzpolitik 

 

so umfassend wie möglich gestaltet, um die einzelnen Beiträge zum Abbau 

moderat, verkraftbar und damit sozial vertretbar zu halten. Die Initiative ist 

ein erster Schritt zum umfassenden Subventionsabbau und damit zur Wie-

dergewinnung finanzpolitischen Handlungsspielraums. 

Subventi-
onslast er-
drückt Wirt-
schaft, Bür-
ger und 
Staat glei-
chermaßen 

 

 

 Die Gewährung von Subventionen lässt sich nur rechtfertigen, wenn damit 

eine Beseitigung von strukturellen Verwerfungen und sonstigen wirtschaftli-

chen Fehlentwicklungen erreicht wird. Grundvoraussetzung für eine in die-

sem Sinne positive Wirksamkeit ist jedoch, dass alle Subventionen einer 

ständigen Effizienzkontrolle unterzogen und im Falle der Zielerreichung 

wieder abgeschafft werden. Subventionen, die auf Dauer vergeben werden 

oder etwa anderen Zielen als der Beseitigung von Fehlentwicklungen die-

nen, verzögern den notwendigen Strukturwandel, führen zu Fehlanreizen 

und Mitnahmeeffekten und beeinträchtigen in der Folge das wirtschaftliche 

Wachstum und die Beschäftigungsentwicklung. 

Entgegen allen politischen Beteuerungen sind die Subventionen in den ver-

gangenen Jahren dennoch auf ein unverträgliches Maß gestiegen. Mit ei-

nem Volumen von rd. 156 Mrd. Euro3 im Jahr 2001 nehmen sie bereits gut 

7,5 v.H. des Bruttoinlandsprodukts (BIP) und 35 v.H. der Steuereinnahmen 

in Anspruch. Dieses hohe Maß an Subventionen hat wesentlich dazu beige-

tragen, dass sich ungesunde Strukturen verfestigt haben.  

Subventio-
nen abbauen 
– Abgaben-
lasten sen-
ken 

 Der Weg aus dieser Krise setzt zwingend einen deutlichen Subventionsab-

bau voraus, der auf den Pfad finanzwirtschaftlicher Stabilität zurückführt und 

die Wachstumskräfte nachhaltig stärkt. Auf diese Weise wird der Hand-

lungsspielraum wiedergewonnen, den der Staat insbesondere für eine Sen-

kung der viel zu hohen Abgabenbelastung benötigt. In der Vergangenheit 

hat es nicht an Initiativen für einen Subventionsabbau gefehlt. Obwohl von 

allen Seiten gefordert, waren die Erfolge bisher jedoch nur sehr begrenzt. 

Im konkreten Einzelfall ist es den betroffenen Gruppen und Verbänden im-

mer wieder gelungen, eigene Vorteile zu Lasten der Allgemeinheit zu be-

wahren.  

   

   

                                            
3  Nach Berechnung des Kieler Instituts für Weltwirtschaft. 
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Das Ziel ist 
nur gemein-
sam zu errei-
chen 

 

 Entscheidend ist, dass durch ein entschlossenes Vorgehen partei- und län-

derübergreifend alle Subventionen ohne Ausnahme auf den Prüfstand 

kommen und der notwendige Abbau in Angriff genommen wird. Mit den von 

Hessen und Nordrhein-Westfalen gemeinsam erarbeiteten Vorschlägen 

wurde hierzu der notwendige Einstieg geschafft. Dies ist zugleich ein grund-

legender Beitrag der Länder zur Einhaltung der Kriterien des Europäischen 

Stabilitäts- und Wachstumspakts. 

Anknüpfungspunkt der Strategie zum Subventionsabbau sind solche Fi-

nanzhilfen und Steuervergünstigungen, die nur durch Änderungen bundes-

rechtlicher Regelungen zurückgeführt werden können. Nachdem die Länder 

die Kürzungen der Subventionen im Rahmen ihrer Möglichkeiten bereits 

angegangen sind – siehe hierzu beispielhaft das hessische Abbaupro-

gramm im Rahmen der Operation „Sichere Zukunft“ – ist dies der nächste 

notwendige Schritt auf dem eingeschlagenen Weg. Das gemeinsame Ziel ist 

es, die Subventionen innerhalb der nächsten drei Jahre um insgesamt 

12 v.H. zu kürzen. Damit ist ein dauerhaftes Einsparvolumen nach voller 

Wirksamkeit der Kürzungsmaßnahmen von 10,5 Mrd. Euro jährlich verbun-

den. Der Bundesgesetzgeber ist aufgefordert, die hierfür notwendigen Maß-

nahmen einzuleiten. 

 

II. Der Hessische Landeshaushalt 

 

1. Rückblick auf den Haushalt 2002 

Bereinigte 
Gesamtaus-
gaben nur 
moderat 
gestiegen 

 Der hessische Landeshaushalt 2002 hat mit einem Nettofinanzierungsdefizit 

von etwas über 2 Mrd. Euro abgeschlossen. Zu dieser Negativentwicklung 

kam es, obwohl die bereinigten Gesamtausgaben des Landes (ohne LFA) 

gegenüber dem Ist 2001 nur eine Steigerungsrate von 1,2 v.H. aufgewiesen 

haben. 

Steuerein-
nahmen 
brechen 
weiter ein  

 Dieser moderaten Entwicklung auf der Ausgabenseite stand jedoch ein er-

neuter dramatischer Einbruch auf der Einnahmenseite gegenüber. Musste 

das Land bereits aufgrund der Steuerschätzung vom Mai 2002 Minderein-

nahmen in Höhe von 500 Mio. Euro verkraften, zeichnete sich nach Ablauf 

des dritten Quartals eine zusätzliche und unerwartete Ausweitung der Steu-

erausfälle ab, die durch die Ergebnisse der Novemberschätzung 2002 be-
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stätigt wurden: Das Steuerloch des Landes vergrößerte sich auf 1,15 Mrd. 

Euro. Neben einem Aufkommensrückgang bei Lohn- und Umsatzsteuer war 

dies insbesondere auf die weitere Erosion der Körperschaftsteuer zurückzu-

führen, bei der beträchtliche Rückzahlungen zu leisten waren. Die Körper-

schaftsteuer mutierte damit erstmals von einer Einnahmenquelle zu einer 

Ausgabenbelastung für den Landeshaushalt.  

Im Vergleich zum Ist des Jahres 2001, das bereits um 5,9 v.H. unter den 

Steuereinnahmen (nach LFA) des Vorjahres lag, ergab sich insgesamt ein 

erneuter Rückgang um 2,5 v.H. Die bereinigten Gesamteinnahmen (nach 

LFA) sind nahezu ausschließlich aufgrund dieser Entwicklung um rd. 

0,7 Mrd. Euro oder  4,7 v.H. auf 14,01 Mrd. Euro zurückgegangen. 

Steuermin-
dereinnah-
men führen 
zur Auswei-
tung der 
Neuver-
schuldung  

 Die Landesregierung hat auf die im Mai zu Tage getretenen Steueraus-

fälle – zusätzlich zu der bereits vorsorglich im Haushaltsgesetz 2002 einge-

stellten gesetzlichen Sicherungssperre in Höhe von 102,3 Mio. Euro – um-

gehend mit dem Erlass einer Haushaltssperre reagiert. Diese wurde am 

03. Juli 2002 in eine Bewirtschaftungsregelung überführt. Damit gelang es, 

unvermeidbare Mehrbelastungen, die sich im Haushaltsvollzug ergeben 

hatten, weitgehend aufzufangen. 

Die Steuerausfälle machten die Erstellung eines Nachtragshaushaltes er-

forderlich. In Anbetracht des Ausmaßes der Steuermindereinnahmen sowie 

des weit fortgeschrittenen Haushaltsjahres bestand für das Land jedoch 

keine Möglichkeit, die Steuerausfälle durch Minderausgaben an anderer 

Stelle des Haushaltes aufzufangen. Das bestehende Finanzierungsdefizit 

konnte daher im Wesentlichen nur durch eine Anhebung der Nettokreditauf-

nahme auf 1,986 Mrd. Euro ausgeglichen werden. 

Regelgrenze 
der Ver-
schuldung in 
2002 über-
schritten 

 Hierdurch wurde im Jahr 2002 die Regelgrenze für die Neuverschuldung 

überschritten4. Diese Überschreitung stand jedoch im Einklang mit der Ver-

fassung, da die dramatischen Steuerausfälle einen außerordentlichen Be-

darf im Sinne des Art. 141 HV begründeten. Darüber hinaus war die erhöhte 

Neuverschuldung erforderlich und dazu geeignet, der in 2002 bestehenden 

Störung des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts im Sinne des Art. 115 

GG über eine Stabilisierung der staatlichen Nachfrage entgegenzuwirken.   

                                            
4  Dabei darf jedoch nicht übersehen werden, dass in Hessen die bundesweit restriktivste Ver-

schuldungsgrenze gilt, da etwa - anders als in den übrigen Ländern - die eigenfinanzierten In-
vestitionsausgaben des Landes im Kommunalen Finanzausgleich bei der Ermittlung der Kredit-
höchstgrenze keine Berücksichtigung finden.  
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2. Der Haushaltsvollzug 2003 

Neuerliche 
Einnahmen-
ausfälle ...  

 Der im Dezember 2002 verabschiedete ursprüngliche Haushaltsplan für das 

Jahr 2003 sah die Wiedereinhaltung der Regelgrenze der Verschuldung vor. 

Aufgrund der tatsächlichen wirtschaftlichen Entwicklung, die wiederum deut-

lich hinter den der Steuerschätzung vom Herbst 2002 zugrundliegenden 

Erwartungen zurückgeblieben ist, zeichneten sich für das Land Hessen je-

doch bereits im Mai erneute Steuermindereinnahmen nach Länderfinanz-

ausgleich (LFA) in Höhe von rund 500 Mio. Euro ab. Aufgrund der weiteren 

Konjunkturabschwächung muss aus heutiger Sicht sogar mit Steuerausfäl-

len (nach LFA) im Umfang von 669 Mio. Euro gerechnet werden.  

... machen 
Nachtrags-
haushalt nö-
tig 

 Der Finanzminister hat auf die neuerliche Fehlentwicklung auf der Einnah-

menseite umgehend mit dem Einsatz der zur Verfügung stehenden Steue-

rungsinstrumente (Sicherungssperre und Bewirtschaftungserlass)5 reagiert 

und zudem bereits im Mai einen Nachtragshaushalt angekündigt. 

Land nutzt 
Einsparpo-
tential  

 Das Land hat die zur Verfügung stehenden Einsparpotenziale genutzt und 

im Nachtragshaushalt neben der Konkretisierung der bereits im Haushalt 

veranschlagten globalen Minderausgabe in Höhe von 130 Mio. Euro Haus-

haltsentlastungen in einem Umfang von insgesamt rd. 238 Mio. Euro mobili-

siert. Hierzu leistete insbesondere die nach Verabschiedung der Öffnungs-

klausel im Bundesbesoldungsgesetz erstmals mögliche Kürzung des sog. 

Weihnachtsgeldes für Beamte (121 Mio. Euro) einen wichtigen Beitrag. Mit 

diesen Haushaltsentlastungen konnten weitere Belastungen außerhalb des 

Steuerbereiches in Höhe von insgesamt rd. 274 Mio. Euro weitgehend ab-

gedeckt werden.  

Erhöhung 
der Neuver-
schuldung 
unvermeid-
lich 

 Die Steuerausfälle führen unter Einschluss des saldierten Betrages zwi-

schen Entlastungen und sonstigen Mehrbelastungen zu einer Gesamt-

deckungslücke von rd. 705 Mio. Euro. Das Land kann diese Deckungslücke 

nur durch die Inanspruchnahme zusätzlicher Kreditmittel schließen. Die Net-

tokreditaufnahme erhöht sich damit von rd. 1.047 Mio. Euro im Haushalt 

2003 auf insgesamt rd. 1.752 Mio. Euro und übersteigt damit die im Haus-

haltsplan veranschlagten Netto-Investitionen um 722 Mio. Euro.  

   

                                            
5 Die am 22.05.2003 erlassene Sicherungssperre wurde am 14.07.2003 durch einen Bewirtschaf-

tungserlass ersetzt.  
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Wachstums- 
und Struk-
turkrise  be-
gründet aus-
serordentli-
chen Bedarf 

 Für die Überschreitung der Regelgrenze der Verschuldung sind die gleichen 

Faktoren maßgeblich, die bereits im Haushaltsjahr 2002 die erhöhte Netto-

neuverschuldung erforderlich gemacht haben. Mittlerweile tritt immer offener 

zu Tage, dass Deutschland sich nicht nur einer ausgeprägten konjunkturel-

len Schwächephase gegenübersieht, sondern zunehmend unter den unge-

lösten strukturellen Problemen leidet, die das Wachstumspotenzial der 

Volkswirtschaft reduzieren und damit dauerhaft die finanzielle Grundlage 

des öffentlichen Gemeinwesens aushöhlen.  

Die andauernde wirtschaftliche Stagnation in Verbindung mit den vorhande-

nen strukturellen Verkrustungen haben zur derzeitigen beispiellosen Erosion 

der Steuereinnahmen geführt. Daher liegt auch im Haushaltjahr 2003 eine 

Situation außerhalb des Regelfalls des Art. 141 Satz 1 HV vor, die die zu-

sätzliche Kreditaufnahme rechtfertigt. Dies gilt um so mehr, als es in der 

aktuellen wirtschaftlichen Lage keine ökonomisch vertretbaren Alternativen 

zur verstärkten Kreditfinanzierung gibt. Hätte das Land in der derzeitigen 

Lage auf die drastischen Steuerausfälle mit einschneidenden Ausgabekür-

zungen reagiert, wäre dies mit der Gefahr verbunden gewesen, dass die 

anhaltende Stagnation in eine Rezession abgleitet. Die bestehende ge-

samtwirtschaftliche Störung wäre hierdurch weiter verschärft worden.  

 

3. Der Haushaltsentwurf 2004 

Hoher Hand-
lungsbedarf 
nach Chef-
gesprächen 
... 

 Der Entwurf des Landeshaushaltsplans 2004 wies nach Abschluss der 

Chefgespräche unter Einschluss der reduzierten Wachstumserwartungen 

für die Jahre 2003 und 2004 sowie unter vollständiger Inanspruchnahme der 

für den Regelfall zulässigen Neuverschuldung einen Handlungsbedarf in 

Höhe von über 1 Mrd. Euro aus.  

... macht 
Operation 
„Sichere 
Zukunft“ er-
forderlich 

 Unter Berücksichtigung der erwarteten gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 

in 2004 hat sich die Landesregierung angesichts dieser Finanzierungslücke 

zu einem tiefgreifenden und umfassenden Sanierungsprogramm entschlos-

sen6. Ziel der Operation „Sichere Zukunft“ war und ist, mit einem harten 

Schnitt die Grundlage für eine strukturelle Sanierung des Haushalts zu le-

gen. Mit der im Haushalt 2004 erfolgten Umsetzung dieser Operation wird 

                                            
6  Ausführliche Information zur Operation „Sichere Zukunft“ finden sich im Internet unter 

www.hessen.de.  
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nicht nur der bestehende Handlungsbedarf aufgelöst und dadurch eine 

Senkung der Nettokreditaufnahme sowie die Einhaltung der verfassungs-

mäßigen Regelgrenze für die Neuverschuldung im Jahr 2004 ermöglicht, 

sondern darüber hinaus auch die Basis für eine nachhaltige strukturelle Sa-

nierung und Gesundung des Landeshaushalts geschaffen. 

Umfangrei-
che Entlas-
tung in 2004 

 Die damit einhergehenden Konsolidierungsmaßnahmen auf der Ausgaben-

seite (insbesondere im Personalbereich) sowie auf der Einnahmenseite füh-

ren im Jahr 2004 zu einer Entlastung des Landeshaushaltes von insgesamt 

etwas mehr als 1.000 Mio. Euro (vgl. Tabelle 3). Die Operation „Sichere 

Zukunft“ führt auch in den Folgejahren zu einer nachhaltigen Entlastung. 

Dies bewirkt eine Umkehr des Trends steigender Nettoneuverschuldung.  

 

Tabelle 3: Entlastungsbeiträge der Einzelmaßnahmen im Rahmen der Ope-
ration „Sichere Zukunft“  

Maßnahme 
Entlastungsvolumen 

(in Mio. Euro) 

1. Kürzung des Personalausgabenbudgets (u.a. durch Erhö-

hung d. Arbeitszeit, Kürzung Weihnachtsgeld, teilweise Strei-

chung Urlaubsgeld für Beamte) 

214,8

2. Erhöhung aller Gebühren um 10 %, Einführung von Stu-
diengebühren u.ä. 

72,0

3. Mobilisierung von Landesvermögen 395,0

4. 33%-Kürzung der freiwilligen Leistungen 126,0

5. 7,5%-Kürzung des Sachkostenbudgets und Teilinan-
spruchnahme von Budgetreserven 

125,0

6. Kürzung von Investitionsmaßnahmen 60,0

7. Sonstige  51,1

Entlastungsvolumen insgesamt 1.043,9
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Vorziehen 
der dritten 
Steuerre-
formstufe 
nur bei Ge-
genfinanzie-
rung 

 Die Landesregierung hat darüber hinaus immer wieder deutlich gemacht, 

dass sie einem Vorziehen der dritten Steuerreformstufe auf das Jahr 2004 

nur zustimmen kann, wenn der Landeshaushalt nicht zusätzlich belastet 

wird. Sie hat deshalb die Bundesregierung aufgefordert, entsprechende 

Kompensationsvorschläge zu unterbreiten. Bisher ist die Bundesregierung 

dieser Aufforderung allerdings nicht nachgekommen. Dabei ist darauf hinzu-

weisen, dass die im Haushaltsbegleitgesetz aufgeführten Maßnahmen vom 

Bund nicht - wie gelegentlich angeführt - zur Gegenfinanzierung der Steuer-

reform konzipiert worden sind, sondern allein der allgemeinen und dringend 

notwendigen Haushaltskonsolidierung dienen sollen. Sofern ein Vorziehen 

der Steuerreform ohne belastbare und vollständige Gegenfinanzierung er-

zwungen wird, führt dies in Hessen - wie auch in anderen Ländern - zwangs-

läufig zu einer höheren Neuverschuldung; allein in Hessen stiege sie um 440 

Mio. Euro (nach LFA und KFA) an. 

 

4. Hessen im Ländervergleich  

Die Zins-
Steuer-Quo-
te im Länder-
vergleich  

 Die Landesregierung ergreift die unabdingbaren Strukturmaßnahmen zu 

einem Zeitpunkt, an dem Hessen - trotz der Verschlechterung seiner Haus-

haltslage - im Vergleich mit den übrigen Flächenländern bei wichtigen haus-

haltswirtschaftlichen Kennzahlen noch relativ günstige Werte aufweist7.  

  Die Zins-Steuer-Quote - der geeignetste Indikator für die dauerhafte Leis-

tungsfähigkeit eines Landes - gibt Aufschluss darüber, welcher Anteil der 

Steuereinnahmen (nach LFA) durch Zinsausgaben gebunden wird und da-

mit nicht mehr zur Finanzierung der eigentlichen Landesaufgaben zur Ver-

fügung steht. Hessen belegt bei dieser Kennzahl - gemessen am günstigs-

ten Wert - hinter Bayern, Sachsen und Baden-Württemberg mit 11,4 v.H. 

den 4. Platz (vgl. Abbildung 4). 

 

 

                                            
7  Die Vergleichswerte wurden auf Basis der vorläufigen Ist-Zahlen des Jahres 2002 ermittelt. Die 

Stadtstaaten kommen aufgrund ihrer besonderen Struktur für Vergleichszwecke nicht in Be-
tracht. 
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Abbildung 4: Die Zins-Steuer-Quote 2002 im Ländervergleich  
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Die Steuer-
deckungs-
quote 

 Die Fähigkeit eines Landes, seine bereinigten Gesamtausgaben (ohne LFA)  

durch Steuereinnahmen (nach LFA) zu finanzieren, spiegelt sich in der 

Steuerdeckungsquote wider. Hessen weist hier mit Platz 3 unter den Flä-

chenländern ebenfalls eine günstige Position auf (vgl. Abbildung 5).  

 

Abbildung 5: Die Steuerdeckungsquote 2002 im Ländervergleich 
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Der Schul-
denstand je 
Einwohner 

 Auch beim Schuldenstand je Einwohner weist Hessen mit 4.183 Euro einen 

günstigen Wert auf. Lediglich in Bayern, Sachsen und Baden-Württemberg 

liegt die Pro-Kopf-Verschuldung niedriger (vgl. Abbildung 6). 

 

Abbildung 6: Der Schuldenstand der Länder am Kreditmarkt je Einwohner am 
30.06.2003 
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III. Die Finanzplanung 2003 bis 2007  

 

1. Die Grundlagen der Finanzplanung 

a) Rechtliche Grundlagen und Planungszeitraum 

Rechtliche 
Grundlagen 

 Bund und Länder sind nach § 50 des Haushaltsgrundsätzegesetzes in Ver-

bindung mit § 9 Abs. 1 und § 14 des Gesetzes zur Förderung der Stabilität 

und des Wachstums der Wirtschaft (StWG) verpflichtet, ihrer Haus-

haltswirtschaft eine fünfjährige Finanzplanung zugrunde zu legen. In ihr ist 

darzustellen, welche Ausgaben die Regierung innerhalb eines Gesamt-

rahmens im mittelfristigen Zeitraum für unabdingbar erachtet, wie diese ge-

deckt werden sollen und wie sich die voraussichtliche Haushaltsentwicklung 

in die mutmaßliche gesamtwirtschaftliche Entwicklung einpasst. Die Finanz-

planung ist nach § 9 Abs. 3 StWG jährlich durch Fortschreibung den verän-

derten gesamt- und finanzwirtschaftlichen Bedingungen und Erfordernissen 
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anzupassen. Nach § 31 der Hessischen Landeshaushaltsordnung wird der 

Finanzplan von dem Minister der Finanzen aufgestellt und von der Landes-

regierung beschlossen. Er ist dem Hessischen Landtag zur Kenntnis vorzu-

legen. 

Planungs-
zeitraum 

 Die vorliegende Finanzplanung erstreckt sich auf die Jahre 2003 bis 2007. 

Ausgangsbasis sind die Ansätze des Haushalts 2003 (einschließlich Nach-

tragsentwurf). Für das Jahr 2004 ist der am 06. Oktober 2003 von der Lan-

desregierung beschlossene Entwurf des Haushaltsplans berücksichtigt. Der 

eigentliche Finanzplanungszeitraum umfasst somit die Jahre 2005 bis 2007. 

Die Landesregierung hat den Finanzplan am 20. Oktober 2003 beschlos-

sen. 

 

b) Aufgabe der Finanzplanung 

Mittelfristi-
ger Finanz-
plan: Plan-
ungsinstru-
ment ohne 
Vollzugver-
bindlichkeit 

 Im Unterschied zum Haushaltsplan, der förmlich im Gesetzgebungsver-

fahren festgestellt wird, stellt der von der Landesregierung in eigener Zu-

ständigkeit zu beschließende Finanzplan ein Planungsinstrument dar, dem 

keine unmittelbare Vollzugsverbindlichkeit folgt. Dies zeigt sich unter ande-

rem darin, dass der Finanzplan dem Landtag nicht zur Beschlussfassung, 

sondern zur Kenntnisnahme vorgelegt wird. Der Finanzplan zeigt auf, wie 

sich die finanzielle Situation des Landes im Planungszeitraum unter den 

gegenwärtig herrschenden und künftig absehbaren Rahmenbedingungen 

entwickelt. Er stellt insoweit für einnahme-  und ausgabewirksame Ent-

scheidungen sowohl der Regierung wie auch des Parlaments einen Orien-

tierungsmaßstab dar, der den Rahmen und die Handlungsmöglichkeiten für 

die Übernahme neuer Aufgaben, die Fortführung bereits laufender Maß-

nahmen und Programme oder deren Beendigung global absteckt. 

Mittelfristige 
Absicherung 
der Haus-
haltspolitik 

 Die Finanzplanung soll zu einer mittelfristigen Absicherung der Haus-

haltspolitik und der Aufgabenplanung beitragen. Durch ihre Eckdaten und 

Vorgaben kann sie Erwartungen an künftige Haushalte beeinflussen, Fehl-

einschätzungen vorbeugen und die Grenzen für finanziell bedeutsame Be-

schlüsse im Gesamtrahmen verdeutlichen. Die konkrete Umsetzung der in 

der Finanzplanung ausgewiesenen Planungswerte in Beschlüsse, Rechts-

vorschriften oder Verwaltungsmaßnahmen erfolgt jeweils im Zuge der Auf-

stellung der Haushaltspläne oder deren Vollzug. 
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Momentauf-
nahme der 
Finanzsitua-
tion des 
Landes 

 Bei dem Zahlenwerk handelt es sich allerdings immer um eine Moment-

aufnahme der Finanzsituation des Landes. Die Ermittlung der Einnahmen 

und Ausgaben muss vom gegenwärtig überschaubaren Sach-  und Rechts-

stand ausgehen und kann daher nur die sich aus heutiger Sicht ab-

zeichnenden oder angestrebten Veränderungen berücksichtigen. Da die 

wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und politischen Ziele und Bedingungen 

einem ständigen Wandel unterliegen, besteht für die daran orientierten Pla-

nungen ein permanenter Anpassungsbedarf. Die Unsicherheit in der Ein-

schätzung der zukünftigen Entwicklung ist ein wesentlicher Grund dafür, 

dass die gesetzlichen Bestimmungen eine jährliche Fortschreibung der Fi-

nanzplanung vorsehen. 

 

2. Gesamtüberblick  

Haushalts-
konsolidie-
rung bleibt 
Daueraufga-
be 

 Zentrale Aufgabe der Wirtschafts- und Finanzpolitik bleibt es - ungeachtet 

der derzeitig krisenhaften öffentlichen Finanzlage - durch konsequente An-

strengungen einen Abbau des Nettofinanzierungsdefizits mit dem Ziel aus-

geglichener Haushalte zu erreichen. 

Unabdingbar hierfür ist, der fortdauernden Auszehrung der staatlichen Ein-

nahmenbasis entgegenzuwirken. Hierzu bedarf es einer Politik, die konse-

quent auf Wachstum und Beschäftigung setzt. Dies bedeutet vor allem, das 

die strukturellen Probleme auf dem Arbeitsmarkt, in den Transferleistungs-

systemen sowie bei den Sozialversicherungssystemen gelöst werden. Zu-

sätzlich müssen die öffentlichen Haushaltsstrukturen an die veränderte Ein-

nahmensituation angepasst werden. 

Fortsetzung 
der Schwer-
punktpro-
gramme  

 Wichtiges Ziel der mittelfristigen Finanzpolitik bleibt es weiterhin, die vor-

dringlichen Schwerpunktprogramme der Landesregierung möglichst unge-

schmälert zu verwirklichen und dabei durch strikte Beschränkungen in ande-

ren Bereichen zu gewährleisten, dass die Nettokreditaufnahme reduziert 

werden kann.  

Erhebliche 
Steueraus-
fälle zu ver-
kraften 

 Den in der Finanzplanung global ausgewiesenen Einnahmen- und Ausga-

benpositionen liegen differenzierte Einschätzungen der nach gegenwärti-

gem Sach- und Rechtsstand möglichen bzw. angestrebten mittelfristigen 

Entwicklung einzelner Haushaltsansätze zugrunde. Nach heutigem Er-

kenntnisstand haben sich gegenüber der am 10. September 2002 beschlos-

senen Finanzplanung vor allem bei den Steuereinnahmen (nach LFA) deut-



 - 28 -

liche Veränderungen ergeben. So werden diese im Jahr 2003 gegenüber 

den Annahmen der letzten Planung um 1.059 Mio. Euro niedriger ausfallen. 

Auch für die Folgejahre ergeben sich erhebliche Steuerausfälle, die sich in 

2004 auf rd. 906 Mio. Euro, in 2005 auf 880 Mio. Euro und in 2006 auf 1.020 

Mio. Euro belaufen. Belastend wirken sich neben den Steuermindereinnah-

men auch erstmals etatisierte Ausgaben für die geplante Einführung des 

Digitalfunks für Behörden und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben 

(BOS) aus.  

Mehreinnahmen ergeben sich in den Jahren ab 2004 aus Veräußerungser-

lösen sowie bei den Gebühren. Minderausgaben sind vor allem im Bereich 

des Kommunalen Finanzausgleichs als Folge der negativen Steuerentwick-

lung sowie bei den Personalausgaben vor allem in Folge der Entlastungs-

wirkungen der Operation „Sichere Zukunft“ zu verzeichnen. Darüber hinaus 

wurden die laufenden Zuweisungen und Zuschüsse an Dritte in vielen Be-

reichen (z.B. Grunderwerbsteuer, Ausgleichszahlungen Familienleistungs-

ausgleich, Landesaufnahmegesetz) gegenüber der letztjährigen Finanzpla-

nung niedriger veranschlagt. 

Ab dem Jahr 2004 sind durchlaufende Bundesmittel für die Förderung von 

Ganztagsangeboten an Schulen erstmals berücksichtigt. Zudem hat sich die 

Haushaltsstruktur durch die Errichtung des Landesbetriebs „Hessisches 

Baumanagement“ ab dem Haushaltsjahr 2004 verändert (Zuschussveran-

schlagung). 

Ausgaben 
wachsen 
moderat 

 Die im Finanzplanungsrat am 21. März 2002 beschlossene Begrenzung des 

Ausgabenwachstums in den Jahren 2003 und 2004 auf 1 v.H. im Jahres-

durchschnitt wird in Hessen nach Abzug der Ausgaben für den Länderfi-

nanzausgleich mit +0,7 v.H. unterschritten. Auch im Durchschnitt der Jahre 

2004 bis 2007 kann das Ausgabenwachstum mit +0,6 v.H. unter der 

+1 v.H.-Linie gehalten werden.  

Im Rahmen der Finanzplanung können nicht alle Konsolidierungsmaßnah-

men vorweg genommen werden, die bei Aufstellung künftiger Haushalte 

notwendig werden. Die Finanzplanung enthält deshalb für noch nicht kon-

kretisierte Einsparungen in den Planungsjahren 2005 ff. Globalbeträge, die 

das Volumen der noch erforderlichen finanziellen Entlastungen auf der Aus-

gabenseite verdeutlichen. Die globalen Kürzungsvorgaben belaufen sich für 

2005 auf 250 Mio. Euro, für 2006 auf 270 Mio. Euro und für 2007 auf 

175 Mio. Euro. Diese Kürzungsvorgaben sind in den künftigen Haushalts-
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verhandlungen zur Einhaltung der Zielgrößen der jährlichen Nettokredit-

aufnahme noch zu konkretisieren.  

 

3. Die Eckdaten der Finanzplanung  

Ein Über-
blick 

 In Tabelle 4 werden die bereinigten Gesamteinnahmen und -ausgaben so-

wie der Nettofinanzierungssaldo und die Nettoneuverschuldung dargestellt, 

die sich im gesamten Planungszeitraum unter den zugrunde gelegten wirt-

schaftlichen Rahmenbedingungen ergeben. 

 

Tabelle 4: Die Entwicklung von Gesamteinnahmen, Gesamtausgaben sowie 
Nettofinanzierungssaldo und Nettoneuverschuldung 

 2003 2004 2005 2006 2007 

 in Mio. Euro 

  

Gesamtausgaben      
(bereinigt) mit LFA 

18.298,4 18.442,0 18.520 18.904 19.327

Veränderung in v.H. +1,0 +0,8 +0,4 +2,1 +2,2

ohne LFA 16.548,4 16.312,0 16.370 16.654 16.977

Veränderung in v.H. +2,9 1) -1,4 1) +0,4 +1,7 +1,9

Gesamteinnahmen   
(bereinigt) 

16.287,2 17.542,7 17.744 18.278 18.802

Veränderung in v.H. +1,5 +7,7 +1,1 +3,0 +2,9

Nettofinanzierungssaldo -2.011,2 -899,3 -777 -626 -525

Nettoneuverschuldung  1.751,5 865,3 800 700 600

1)  Nach Bereinigung Flutopferhilfe +1,6 v.H. (2003) und -0,2 v.H. (2004). 

 

Finanzie-
rungsdefizit 
und Netto-
neuverschul-

 Nachdem für 2004 bereits eine Halbierung des Finanzierungsdefizits gelun-

gen ist, wird bis zum Jahr 2007 einer weitere Verringerung auf rd. 

525 Mio. Euro angestrebt. Die zum Haushaltsausgleich notwendige Netto-
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dung neuverschuldung am Kreditmarkt wird im Rahmen des finanzpolitisch Ver-

tretbaren und Machbaren bis zum Endjahr der Finanzplanung auf 

600 Mio. Euro zurückgeführt.  

Kreditfinan-
zierungsquo-
te, Zins-
Steuer- und 
Zins-Aus-
gaben-Quote 

 Abbildung 7 verdeutlicht im Langfristvergleich die Entwicklung von Kreditfi-

nanzierungsquote, Zins-Ausgaben-Quote und Zins-Steuer-Quote.  

Es wird deutlich, dass im Planungszeitraum noch keine Rückführung der 

Zins-Ausgaben-Relation erreicht werden kann. Eine Begrenzung der Netto-

neuverschuldung durch eine Reduktion der Ausgaben wirkt erst längerfristig 

positiv auf diese Quote, kurzfristig lässt sie diese zunächst sogar ansteigen. 

Auch bei der Zins-Steuer-Quote ist erst nach 2005 ein Rückgang zu ver-

zeichnen. Sie liegt bis 2005 bei rund 12 v.H. und sinkt bis 2007 auf 11,5 v.H. 

Die Kreditfinanzierungsquote geht von 9,6 v.H. in 2003 auf 4,7 v.H. in 2004 

zurück und verringert sich weiter auf 3,1 v.H. im Jahr 2007. 

 

Abbildung 7:  Zins-Ausgaben-Quote, Zins-Steuer-Quote und Kreditfinanzie-
rungsquote ab 1987  
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4. Die Einnahmen im Planungszeitraum 

a) Steuereinnahmen 

Veranschlag-
te Steuerein-
nahmen 

 Die Finanzplanung geht für das laufende Jahr von den im Nachtragsentwurf 

2003 veranschlagten Steuereinnahmen aus. Bei den Steuereinnahmen für 

das Jahr 2004 handelt es sich um die Haushaltsansätze des Regierungs-

entwurfs, wie er am 6. Oktober 2003 von der Landesregierung beschlossen 

worden ist.  

Grundlagen 
der Steuer-
berechnung 

 Abweichend von der für die Steuerschätzung maßgeblichen gesamtwirt-

schaftlichen Projektion der Bundesregierung (Stand: Mai 2003) geht die 

Landesregierung von einem flacheren Wachstumspfad aus. Sie unterstellt, 

dass der Zuwachs des realen Bruttoinlandsprodukts im Jahr 2003 nicht 

+ 0,75 v.H., wie von der Bundesregierung angenommen, sondern nur 

+ 0,375 v.H. und im Jahr 2004 nicht + 2 v.H., sondern + 1 v.H. beträgt. Für 

die Jahre 2005 bis 2007 wurde - wie in der Bundesprojektion - ein reales 

Wachstum von durchschnittlich jährlich + 2¼ v.H. unterstellt.  

Die Steueransätze orientieren sich an den Ergebnissen des Arbeitskreises 

"Steuerschätzungen" von Mitte Mai 2003. Wegen der reduzierten Wachs-

tumsannahme für die Jahre 2003 und 2004 wurden allerdings Einnahmeab-

schläge vorgenommen sowie im bisherigen Jahresverlauf erkennbare ab-

weichende Entwicklungstendenzen einzelner Steuerarten im Nachtragsent-

wurf für 2003 berücksichtigt. 

 

Tabelle 5: Die Entwicklung der Steuereinnahmen  

 2003 2004 2005 2006 2007 

Steuereinnahmen 13.117,5 14.343,6 14.670 15.370 15.990 

(Veränderung in v.H.) -0,7 +9,3 +2,3 +4,8 +4,0 

      

Länderfinanzausgleich 1.750,0 2.130,0 2.150 2.250 2.350 

      

Steuern nach LFA 11.367,5 12.213,6 12.520 13.120 13.640 

(Veränderung in v.H.) +1,7 +7,4 +2,5 +4,8 +4,0 

Steuerdeckungsquote 68,7 74,9 76,5 78,8 80,3 
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  In Erwartung haushaltsentlastender bundespolitischer Maßnahmen sind 

globale Steuermehreinnahmen von 390 Mio. Euro in 2004 und 585 Mio. 

Euro in 2005 und den folgenden Jahren veranschlagt. Dem entspricht eine 

Haushaltsentlastung nach LFA und KFA von 300 bzw. 450 Mio. Euro. 

 

b) Sonstige Einnahmen 

Sonstige 
Einnahmen 
im Planungs-
zeitraum 
leicht rück-
läufig 

 Die verbleibenden Landeseinnahmen setzen sich überwiegend aus Ge-

bühren, Erwerbseinkünften, Darlehensrückflüssen, steuerähnlichen Ab-

gaben sowie Zuweisungen und Zuschüssen von anderen öffentlichen Ebe-

nen zusammen. Sie stehen zu einem erheblichen Teil direkt oder indirekt 

mit entsprechenden Ausgabepositionen in Verbindung.  

Nach der vorliegenden Planung gehen diese Einnahmen von 

3,17 Mrd. Euro im Jahr 2003 auf 2,81 Mrd. Euro im Planungsendjahr 2007 

zurück. Ursächlich für diesen Rückgang sind u.a. strukturelle Änderungen 

durch die Einrichtung eines Landesbetriebs „Hessisches Baumanagement“ 

ab dem Jahr 2004 (Zuschussveranschlagung). Darüber hinaus sind im Jahr 

2003 einmalig Zuweisungen aus dem Hessischen Investitionsfonds und 

Einnahmen aus dem Sondervermögen „Wohnungswesen und Zukunftsin-

vestitionen“ veranschlagt worden.  

 

5. Die Ausgaben im Finanzplanungszeitraum 

a) Personalausgaben 

Konsolidie-
rungsschrit-
te im Perso-
nalbereich  

 Um die Leistungsfähigkeit der öffentlichen Haushalte nicht zu überfordern, 

sind intensive Bemühungen zur nachhaltigen Eindämmung des weiteren 

Anstiegs der Personalausgaben zentraler Bestandteil der Konsolidie-

rungsaktivitäten. Dies ist um so mehr erforderlich, als künftige Haushalte in 

wachsendem Maße durch Versorgungsausgaben belastet werden. Wegen 

des erheblichen Personalzuwachses seit den 60er Jahren, der Altersstruktur 

der Landesbediensteten und einer längeren Lebenserwartung der Versor-

gungsempfänger muss mit einem Anstieg der Versorgungsempfänger von 

derzeit über 53.000 auf rd. 80.000 bis zum Jahr 2020 gerechnet werden. 

Operation 
„Sichere 
Zukunft“ 

 Die in der Vergangenheit beschlossenen Maßnahmen (z.B. Dienstrechtsre-

formgesetz, Versorgungsreformgesetz, Versorgungsänderungsgesetz 2001) 
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führt zu Ein-
sparungen 
im Personal-
bereich 

können nur als ein erster Schritt zur Reduzierung der Versorgungs- und 

Personalausgaben angesehen werden. Weitere Eingriffe sind notwendig, 

damit die landespolitischen Gestaltungsmöglichkeiten wieder größer werden 

und die Versorgungslasten für künftige Generationen ein finanzwirtschaftlich 

vertretbares Maß nicht übersteigen. 

Im Rahmen der Operation „Sichere Zukunft“ hat die Landesregierung mit 

dem Hauhaltsentwurf 2004 einschneidende Sparmaßnahmen im Bereich 

der Personalausgaben des Landes ergriffen. Hierzu zählen u.a.:  

 Die gestaffelte Erhöhung der Arbeitszeit für den Beamtenbereich  

 Kürzung des Weihnachtsgeldes für Beamte und Versorgungsem-

pfänger 

 Kürzung bzw. Streichung des Urlaubsgeldes für Beamte 

 Einstellungsstopp ab 01.09.2003 (für Beamte, Angestellte und Ar-

beiter) 

 Verschiebung der Vergütungszahlungen auf das Monatsende 

 Abbau von Stellen in einer Größenordnung von insgesamt 9.700. 

Aufgrund bisher fehlender Gestaltungsmöglichkeiten im Tarifbereich können 

kurzfristig Veränderungen nur bei der Beamtenschaft des Landes umgesetzt 

werden. Es ist jedoch das Ziel der Landesregierung, die Gleichbehandlung 

aller Landesbediensteten sicherzustellen. Daher sollen alle Änderungen bei 

den Beamten möglichst deckungsgleich auch auf die Angestellten und Ar-

beiter des Landes übertragen werden.  

Das Land erwartet daher, dass die Tarifgemeinschaft der Länder die Tarif-

verträge zum nächstmöglichen Zeitpunkt mit dem Ziel kündigt, Vergütungs-

anpassungen erst dann vorzunehmen, wenn die Neuregelungen im Beam-

tenbereich wirkungsgleich auch im Tarifbereich vereinbart worden sind. Bis 

dahin werden als Beitrag des Tarifbereichs Höhergruppierungen bis auf 

Weiteres nur noch bei Vorliegen zwingender tarifrechtlicher Notwendigkei-

ten ausgesprochen; die Übertragung höherwertiger Tätigkeiten unterbleibt. 

Unterstüt-
zung des 
Stellenab-
baus durch 
die PVS 

 Zur Umsetzung des Stellenabbaus wird die Personalentwicklungsbörse  

(PEB) in eine Personalvermittlungsstelle (PVS) umgewandelt und das Mel-

de- und Vermittlungsverfahren optimiert. Ziel ist, die benannten Personen 

auf freie, besetzbare Stellen in der Landesverwaltung zu vermitteln, und so 

die Neueinstellung externer Dritter weitgehend entbehrlich zu machen. Das 
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Überhangpersonal soll auch temporär zu Sonderaufgaben und Projekten 

herangezogen werden. Zudem können die Beschäftigten als Vertretungs-

kräfte eingesetzt werden, so dass auch insoweit keine externen Einstellun-

gen erforderlich sind. 

  Die strikte Eindämmung des Personalkostenanstiegs muss auch mittelfristig 

der zentrale Ansatzpunkt einer nachhaltigen Haushaltskonsolidierung blei-

ben. Neben der Operation „Sichere Zukunft“ soll insbesondere auch durch 

Fortführung der Verwaltungsreform eine Begrenzung des Personalausga-

benanstiegs auf jährlich 1 v.H. erreicht werden.  

Insgesamt stellt sich die geplante Entwicklung der Personalausgaben wie 

folgt dar (Beträge in Mrd. Euro): 

 

Tabelle 6: Die Entwicklung der Personalausgaben  

 2003 2004 2005 2006 2007 

Personalausgaben 
insgesamt 

6,75 6,80 6,86 6,93 7,00 

(Veränderung in v.H.) -0,1 +0,6 +1,0 +1,0 +1,0 

      

darunter: 

Versorgungsausgaben 

 

1,56 

 

1,61 

 

1,67 

 

1,73 

 

1,79 

(Veränderung in v.H.) +0,0 +2,9 +3,9 +3,5 +3,3 

 

b) Schuldendienst 

Zinsausga-
ben steigen 
im Finanzpla
nungszeit-
raum an 

 Die Höhe der künftigen Schuldendienstausgaben ist weitgehend durch die 

Zins- und Tilgungspläne für bereits aufgenommene und noch nicht zurück-

gezahlte Kredite vorbestimmt. 

Nach dem Stand der Verschuldung Ende 2002 sind in den Jahren 2003 ff. 

unter Berücksichtigung notwendiger Anschlussfinanzierungen jährlich über 

1,3 Mrd. Euro für Zinsausgaben bereitzustellen. Hinzu kommen Zahlungs-

verpflichtungen (2007 = 249 Mio. Euro) aus den ab 2003 vorgesehenen 

jährlichen Neuschulden (siehe Übersicht 7). 
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  Die Entwicklung der Zinsausgaben im Zeitraum von 2003 bis 2007 zeigt –

aufgrund der jährlichen Nettokreditaufnahme und des damit verbundenen 

Zuwachses des Schuldenstands – einen steigenden Verlauf (siehe Über-
sichten 1 und 7). 

Die Zinsausgaben werden in Zukunft die Höhe der Nettokreditaufnahme 

deutlich übersteigen und - trotz der bisher durchgeführten Konsolidierungs-

maßnahmen - in einem längerfristig korrekturbedürftigen Maße Mittel bin-

den, die zur Erfüllung der originären Landesaufgaben dringend benötigt 

werden.  

Insgesamt ergibt sich folgende Entwicklung der Zinslasten (Beträge in 

Mrd. Euro): 

 

Tabelle 7: Die Entwicklung der Zinsausgaben  

 2003 2004 2005 2006 2007 

Zinsausgaben 1,36 1,45 1,51 1,54 1,57 

(Veränderung in v.H.) +6,9 +6,8 +4,0 +2,0 +1,6 

 

c) Länderfinanzausgleich 

Hessen nach 
wie vor mit 
höchster 
Pro-Kopf-
Belastung  

 Erhebliche Mittel des Landes werden nach wie vor durch den Länderfinanz-

ausgleich gebunden. Seit der Integration der neuen Länder in das System 

des bundesstaatlichen Finanzausgleichs im Jahre 1995 sind die Aus-

gleichsverpflichtungen Hessens fast stetig gestiegen und haben im Jahr 

2000 mit Ausgaben von fast 2,8 Mrd. Euro eine „Rekordmarke“ erreicht (vgl. 

Abbildung 8). 

  Von den enormen Steuerausfällen seit 2002, insbesondere bei der Körper-

schaftsteuer, war Hessen als finanzstärkstes Land besonders betroffen. Im 

Vergleich zu den anderen Ländern schrumpfte sowohl 2002 wie auch 2003 

der Finanzkraftabstand, so dass 2002 die Zahlungsverpflichtung auf rund 

2 Mrd. Euro zurückging. In 2003 ist von einer nochmaligen Reduzierung auf 

1,75 Mrd. Euro auszugehen.  

Dennoch liegt Hessen mit einer Pro-Kopf-Belastung von 151 Euro je Ein-

wohner im 1. Halbjahr 2003 immer noch weit vor allen anderen Zahlerlän-

dern. Die Belastung von Baden-Württemberg beträgt 105 Euro je Einwoh-
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ner, während Bayern nur 71 Euro je Einwohner leisten muss.  

Neureglung 
des LFA 
dämpft ab 
2005 An-
stieg der 
Belastungen 

 In den nächsten Jahren ist wieder mit einem Anstieg der hessischen Finanz-

kraft zu rechnen, basierend auf der Erwartung einer Normalisierung der 

Entwicklung der Steuereinnahmen. Diese wird zu einem Anstieg der hessi-

schen Zahlungsverpflichtung führen, allerdings gebremst durch die in 2005 

wirksam werdende Neuregelung des Finanzausgleichssystems. 

 

Abbildung 8: Die Beiträge Hessens im Länderfinanzausgleich (kassenmäßig)  
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d) Zahlungen an die Kommunen 

19 v.H. der 
Landesmittel 
fließen an 
Kommunen 

 Das Land Hessen zahlt den Gemeinden und Gemeindeverbänden die zur 

Durchführung ihrer eigenen und der ihnen übertragenen Aufgaben erfor-

derlichen Geldmittel im Wege des Lasten- und Finanzausgleichs (Art. 137 

Abs. 5 Hessische Verfassung). Sie erhalten einen erheblichen Teil ihrer 

Finanzierungsmittel aus dem Landeshaushalt. Fast 19 v.H. der Landesmittel 

fließen durchschnittlich an die Kommunen. 
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Ebenso wie das Land sind auch die Kommunen aufgefordert, ihre Verwal-

tungen durchgreifend zu modernisieren und die Haushalte durch nachhalti-

ge Konsolidierungsmaßnahmen an die enger werdenden finanziellen Ge-

staltungsmöglichkeiten anzupassen. 

Negative 
Entwicklung 
des Steuer-
aufkommens 
belastet KFA 

 Die unbefriedigende Entwicklung des Steueraufkommens und die Auswir-

kungen zunehmender Schätzrisiken haben in den Haushaltsjahren 2003 

und 2004 zu erheblichen negativen Spitzabrechnungen der Steuerver-

bundmasse und zu deutlichen Einbußen bei der Finanzausgleichsmasse 

geführt.  

Im Ausgleichsjahr 2003 konnte der Rückgang noch durch eine Entnahme 

von 200 Mio. Euro aus dem Hessischen Investitionsfonds in Grenzen gehal-

ten werden. Im Ausgleichsjahr 2004 wirken sich die negativen Faktoren je-

doch uneingeschränkt auf den Kommunalen Finanzausgleich aus. Die frei 

verfügbaren Ausgleichsleistungen werden zunächst noch stärker sinken als 

die Finanzausgleichsmasse, weil inzwischen die besonderen Anstrengun-

gen der Landesverwaltung zum Abbau der hohen Ausgabereste im Finanz-

ausgleich ihre Wirkung entfalten und die raschere Abwicklung der projekt-

bezogenen Förderprogramme durch die konjunkturell bedingt ungünstige 

Auftragslage der beteiligten Wirtschaftsunternehmen begünstigt wird. Aus 

der kumulierten Wirkung aller Faktoren ergibt sich für das Ausgleichsjahr 

2004 ein deutlicher Rückgang der Allgemeinen Finanzzuweisungen.  

Die dem Finanzplan zugrundeliegenden Steuerschätzungen weisen jedoch 

ab 2005 wieder deutliche Zuwachsraten bei der Ausgleichsmasse aus. Die-

se Entwicklung, insbesondere das erwartete Plus von 11,1 vH im Jahr 2006,  

führt - trotz sparsamer Ausgabengestaltung des Landes - zu einem deutli-

chen Anstieg der Gesamtausgaben in den Jahren 2006 und 2007. Mit Blick 

auf die notwendige Begrenzung dieses Wachstums bleibt zu überlegen, ob 

nicht auch der Kommunale Finanzausgleich ab 2006 einen Beitrag hierzu 

leisten kann.  

  Die nachfolgende Tabelle gibt einen Überblick über die Zuweisungen und 

Zuschüsse an die Gemeinden, Gemeindeverbände und Zweckverbände im 

Finanzplanungszeitraum. Sie stehen unter dem Vorbehalt der künftigen 

Haushaltsbeschlüsse der Landesregierung und des Landtags. 
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Tabelle 8: Die Entwicklung der Zahlungen an die Kommunen (in Mrd. Euro) 

 2003 2004 2005 2006 2007 

Kommunaler Finanzausgleich 2,58 2,47 2,61 2,90 3,02 

Sonstige Zahlungen  0,75 0,79 0,80 0,81 0,77 

Insgesamt 3,33 3,26 3,42 3,71 3,79 

(Veränderung in v.H.) -2,5 -2,2 +4,8 +8,6 +2,1 

 

e) Investitionsausgaben 

Land erhöht 
Investitions-
ausgaben 

 Der in der mittelfristigen Finanzplanung für eigene Investitionen und die 

Förderung von Investitionsmaßnahmen Dritter abgesteckte Rahmen trägt 

der sich ändernden Bedarfssituation des Landes und dem Zwang zur An-

passung an die eingeschränkten Finanzierungsmöglichkeiten gleicher-

maßen Rechnung. Trotz enger finanzieller Rahmenbedingungen wird an-

gestrebt, die Investitionsausgaben über das im Jahr 2003 geplante Niveau 

stetig zu erhöhen. 

Land inves-
tiert im Fi-
nanzplanung
szeit-
raum insge-
samt 8,8 
Mrd. Euro 

 Für die Abwicklung, Weiterführung und Ergänzung der Investitionspro-

gramme sind in den Jahren 2003 bis 2007 insgesamt rd. 8,8 Mrd. Euro ein-

geplant. Dies entspricht einem durchschnittlichen Anteil von 10,6 v.H. an 

den bereinigten Gesamtausgaben (ohne LFA). Fast 35 v.H. dieser Mittel 

(3,1 Mrd. Euro) sollen für solche Investitionen eingesetzt werden, die das 

Land in eigener Regie durchführen kann, insbesondere Hochschulbau, Be-

hördenbauten, Maßnahmen an Landesstraßen, Erwerb von Fahrzeugen, 

Gerät und Ausstattungsgegenständen. Rund 5,7 Mrd. Euro sind für die För-

derung von Investitionsmaßnahmen Dritter, vor allem der Kommunen, vor-

gesehen. Zu den Schwerpunkten gehören Trink- und Abwassermaßnah-

men, Krankenhausinvestitionen, der Bau von Einrichtungen der Altenhilfe, 

der Schulbau, regionale Förderungsmaßnahmen, der Brandschutz, die 

Dorferneuerung, umwelt- und energiepolitische Vorhaben, der Wohnungs- 

und Städtebau sowie Zuwendungen zur Verbesserung des öffentlichen Per-

sonennahverkehrs. Da die hierfür vorgesehenen Landesmittel regelmäßig 

die Finanzierung der verschiedenen Maßnahmenträger ergänzen und ver-

stärken, gehen von diesen Fördermitteln wesentlich höhere Investitionsim-

pulse für die Wirtschaft aus. 
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Investitions-
quote steigt 
auf 11,0 v.H. 

 Bei der Verteilung der Investitionsmittel auf die Planungsjahre sind unter-

schiedlich hohe Vorbindungen aus eingegangenen Verpflichtungen zu be-

rücksichtigen. Insgesamt steigen die Investitionsausgaben von 

1,7 Mrd. Euro in 2003 auf fast 1,9 Mrd. Euro in 2007. Daraus ergibt sich 

eine Erhöhung der Investitionsquote von 10,3 v.H. in 2003 auf 11,0 v.H. in 

2007 (siehe Übersicht 1) sowie Tabelle 9 (Beträge in Mrd. Euro). 

 

Tabelle 9: Die Entwicklung der Investitionsausgaben 

 2003 2004 2005 2006 2007 

Investitionsausgaben 
insgesamt 

1,70 1,72 1,75 1,79 1,86 

(Veränderung in v.H.) +15,3 +1,4 +1,3 +2,5 +3,9 

      

Investitionsquote 10,3 10,6 10,7 10,7 11,0 

      

 

  Von besonderer Bedeutung ist ferner, dass neben den vorbeschriebenen 

Investitionsprogrammen auch weiterhin mit dem Sondervermögen "Woh-

nungswesen und Zukunftsinvestitionen" ein wirkungsvolles Instrument für 

zusätzliche Maßnahmen und Anstöße im investiven Bereich bereitsteht. 

Neben Mitteln für die soziale Wohnraumförderung (113 Mio. Euro) sieht der 

Wirtschaftsplan des Sondervermögens für das Jahr 2004 weitere Förderun-

gen von 64 Mio. Euro vor, mit denen zukunftsorientierte Maßnahmen der 

Wirtschaftsförderung, insbesondere der Infrastrukturentwicklung sowie der 

Technologie- und Innovationsförderung unterstützt werden. 

 

f) Übrige Ausgaben 

Übrige Aus-
gaben im 
Planungs-
zeitraum 
leicht rück-
läufig 

 Bei den übrigen Landesausgaben sind im Planungszeitraum von rd. 

3,9 Mrd. Euro (2003) auf rd. 3,6 Mrd. Euro (2007) rückläufige Mittel vorge-

sehen. Sie setzen sich aus einer Vielzahl unterschiedlicher Positionen zu-

sammen, deren Entwicklung nach geltendem Sach- und Rechtsstand nur in 

geringem Umfang beeinflussbar ist. 

Dazu gehören neben den Aufwendungen für den unmittelbaren Verwal-
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tungsmittelbedarf der Landesdienststellen sämtliche Bewirtschaftungs- und 

Betriebskosten, die vor allem von den allgemeinen Preissteigerungen beein-

flusst werden. Bei den weiteren Ausgaben handelt es sich um laufende Zu-

weisungen und Zuschüsse des Landes an Dritte, die in starkem Maße von 

der Entwicklung gesetzlich oder vertraglich festliegender Verpflichtungen 

abhängen. In diesen Haushaltsbereich fallen u.a. steigende Zuschüsse an 

Hochschulen (einschließlich Klinika) bzw. Fachhochschulen, Rentenleistun-

gen nach dem Bundesentschädigungsgesetz, Leistungen an Kirchen, Stu-

dentenwerke, Ersatzschulen und Forschungsinstitute, Zahlungen nach dem 

Unterhaltsvorschussgesetz, Ausgaben für Wohngeld und Ausbildungshilfen 

für Schüler und Studierende, die Ausgaben für das Kulturlandschaftspro-

gramm sowie laufende Ausgaben im Rahmen der Bahnreform (siehe Über-
sicht 3). Ebenso erfasst sind hier laufende Zuschüsse an den Landesbe-

trieb „Hessen-Forst" und den Landesbetrieb „Hessisches Baumanagement“ 

(ab 2004). 

 

6. Kreditaufnahme 

Rückführung 
der Kredit-
aufnahme 
nach wie vor 
zwingend 

 Die Landesregierung verfolgt auch unter widrigen Rahmenbedingungen 

konsequent das Ziel, die jährliche Neuverschuldung in engen Grenzen zu 

halten und im Rahmen des haushalts- und finanzpolitisch Machbaren weiter 

zu reduzieren. Dies ist mit Blick auf die gegenwärtige und künftige Ver-

schuldungssituation der öffentlichen Haushalte zwingend geboten. Auch aus 

haushaltspolitischer Sicht besteht die Notwendigkeit einer Rückführung der 

Neuverschuldung, um durch weiter steigende Zinsbelastungen zukünftige 

Generationen nicht zusätzlich zu belasten. 

Die Finanzplanung sieht im gesamten Planungszeitraum eine Rückführung 

der Nettoneuverschuldung von rd. 1.751,5 Mio. Euro in 2003 auf 

600 Mio. Euro in 2007 vor. Eine finanzwirtschaftlich wünschenswerte stär-

kere Reduzierung der Neuverschuldung ist u. a. wegen der temporär sehr 

hohen Finanzierungslücken auf Grund der schwachen Konjunktur und der 

extremen Steuereinbrüche nicht möglich, ohne die Zukunftsfähigkeit des 

Landes durch noch weiter gehende Ausgabenkürzungen zu gefährden. 

Die Kreditmarktschulden des Landes werden sich bis zum Ende des Pla-

nungszeitraumes auf über 31 Mrd. Euro erhöhen. Im Hinblick auf die zu 

erwartende erhebliche Beeinträchtigung des Leistungsvermögens nach-
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folgender Generationen und zur Sicherung der Grundlagen für Wachstum 

und Beschäftigung in künftigen Jahren wird es unerlässlich sein, nach einer 

Verringerung der jährlichen Nettoneuverschuldung langfristig auch völlig auf 

zusätzliche Schulden zu verzichten und einen Abbau des hohen Schulden-

niveaus zu erreichen. 

Einzelheiten zur Entwicklung der jährlichen Neuverschuldung und des 

Schuldenstandes sind aus Übersicht 6 ersichtlich. 

 

Abbildung 9: Einnahmen- und Ausgabenstruktur in 2003 und 2007 

2003 2007 2003 2007
*) Rück lagenentnahmen, Überschüsse aus 
    Vorjahren und haushaltstechnische Verrechnungen

*) Rück lagenzuführungen, Deckung 
    von Vorjahresfehlbeträgen und 
    haushaltstechnische Verrechnungen
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IV. Modernisierung der Landesverwaltung 

 

Landesregie-
rung treibt 
Modernisie-

 Die Maßnahmen im Rahmen der Operation „Sichere Zukunft“ werden von 

einer Fortführung der umfassenden Aktivitäten des Landes zur Modernisie-
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rung der 
Landesver-
waltung wei-
ter voran 

rung seiner Verwaltung ergänzt. Nur mit einer modernen und leistungsfähi-

gen Verwaltung, die sich auf ihre Kernkompetenzen zurückzieht und sich 

auf die wesentlichen Bedürfnisse des Landes konzentriert, können die künf-

tigen Herausforderungen bewältigt werden. Deshalb werden Umbau und 

Modernisierung der Landesverwaltung in Hessen weiterhin mit Hochdruck 

vorangetrieben. Nur auf diese Weise können Synergieeffekte und Effizienz-

verbesserungen (z.B. durch Ablösung von Altverfahren) erreicht werden, die 

langfristig voraussichtlich zu erheblichen Kosteneinsparungen führen wer-

den.  

 

1. Umsetzungsstand Einführung Neue Verwaltungssteuerung (NVS) 

LRM 2 bis 
Ende 2004 in 
der Landes-
verwaltung 
eingeführt 

 Mit der Umsetzung der NVS werden die Leistungsergebnisse der Verwal-

tung in den Vordergrund gerückt. Zu diesem Zweck wird bis 2008 schritt-

weise für die gesamte Landesverwaltung die doppelte Buchführung, eine 

Kosten- und Leistungsrechnung, eine dezentrale leistungsorientierte Bud-

getierung sowie ein leistungs- und aussagefähiges Controllingsystem ein-

geführt. Als Standardsoftware für das betriebswirtschaftliche Rechnungs-

wesen wird auf SAP R/3 zurückgegriffen. 

Nach erfolgreicher Einführung des Landesreferenzmodells 2 (LRM 2) bei 

395 Dienststellen und 30 Buchungskreisen bis 01.07.2003 werden in 2004 

auch die restlichen 375 Dienststellen und 45 Buchungskreise mit dem 

kaufmännischen Rechnungswesen arbeiten. Beginnend mit dem Haushalts-

jahr 2005 werden alle Dienststellen den Produkthaushalt einführen. Für das 

Haushaltsjahr 2004 laufen bereits erste Pilotprojekte zur Erprobung des 

entwickelten Verfahrens. 

 

2. Hessisches Competence Center (HCC)  

HCC stärkt 
die Effizienz 
der Landes-
verwaltung 

 Die Effizienz der Finanzorganisation in der hessischen Landesverwaltung 

beim Übergang von der kameralen auf eine betriebswirtschaftliche Steue-

rung kann erheblich verbessert werden, wenn bestimmte Aufgaben des Fi-

nanz- und Rechnungswesens - dem Beispiel großer Konzernunternehmen  

folgend - von einer zentralen Stelle ausgeführt und den Ressorts als Dienst-

leistung angeboten werden. Von der Standardisierung von Arbeitsabläufen, 

der Verkürzung von Entscheidungswegen und der Bündelung von Spezial-
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wissen sind erhebliche Kostensenkungen zu erwarten.  

Auf der Basis dieser Erkenntnisse beschloss die Landesregierung am 

17. Oktober 2000 die Errichtung eines Hessischen Competence Centers, 

das als zentrale Informations- und Servicestelle für alle Fragen zum Einsatz 

und zum Betrieb der Software SAP R/3 in der Landesverwaltung arbeiten 

soll. Die wichtigsten Aufgaben des HCC sind: der SAP R/3 Systembetrieb, 

die Pflege und Weiterentwicklung der Landesreferenzmodelle, die Anwen-

derbetreuung, die Konzipierung und Durchführung von Anwenderschu-

lungen, die Beratung der Ressorts und die Erbringung von Verwaltungs- 

und Finanzdienstleistungen, wie insbesondere den zentralen Buchungsser-

vice. 
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